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Regeste

Regeste 1. Tragweite des Art. 117 Abs. 1 SchKG. Verwertungsbegehren eines der
Pfändungsgruppe ungerechtfertigterweise, aber rechtskräftig angeschlossenen Gläubigers:
Fortdauernde Wirkung dieses Begehrens für die andern Gläubiger der Gruppe, wenn jener
Gläubiger erst nach Ablauf der Frist für das Verwertungsbegehren (Art. 116 SchKG) zu
einer nachgehenden Gruppe versetzt wird (Erw. 3, a). 2. Bei Ungültigkeit des eigentlichen
Verwertungsbegehrens kann der von einem Gläubiger der Gruppe gestellte Antrag auf
bestimmte Art der Verwertung eines gepfändeten Erbanteils (Art. 10 VVAG) als
Verwertungsbegehren, und zwar mit Wirkung für die ganze Gruppe, berücksichtigt werden
(Erw. 3, b).

Regeste 1. Portée de l'art. 117 al. 1 LP. Réquisition de vente émanant d'un créancier rangé
dans une série à tort mais sans que cette mesure ait été attaquée en temps utile: maintien des
effets de cette réquisition pour les autres créanciers de cette série, lorsque le créancier en
cause n'a été transféré dans une autre série qu'après l'expiration du délai de l'art. 116 LP
(consid. 3 a). 2. Lorsque la réquisition de vente proprement dite n'est pas valable, on peut
considérer comme telle, avec effet pour toute la série, la proposition d'un créancier relative
au mode de réalisation d'une part successorale (art. 10 OPC) (consid. 3 b).

Regesto 1. Portata dell'art. 117 cp. 1 LEF. Domanda di vendita fatta da un creditore
collocato a torto in un gruppo, ma senza che questo provvedimento sia stato
tempestivamente impugnato: mantenimento degli effetti di questa domanda per gli altri
creditori del gruppo quando il creditore di cui si tratta è stato trasferito in un altro gruppo
soltanto dopo spirato il termine di cui all'art. 116 LEF (consid. 3 a). 2. Quando la domanda
di vendita vera e propria non è valida, si può considerare tale, con effetto per tutto il gruppo,
la proposta di un creditore relativa al modo di realizzazione di una parte successoria (art. 10
del regolamento TF concernente il pignoramento e la realizzazione di diritti in comunione)
(consid. 3 b).

Erwägungen

E. 1
Wird die Frist zur Stellung des Verwertungsbegehrens versäumt, so erlischt die Betreibung
( Art. 121 SchKG ). Dies hat, wie die Vorinstanz dem Entscheid der untern
Aufsichtsbehörde zutreffend entgegenhält, zur Folge, dass alle auf der Betreibung
beruhenden Beschlags- und Teilnahmerechte untergehen. Der betreffende Gläubiger kann
somit nicht gleichwohl am Erlös aus einer von anderer Seite verlangten Verwertung
teilnehmen.

E. 2



Mit Recht betrachtet sodann die Vorinstanz nicht nur die gepfändeten Fahrnisse, sondern
auch den gepfändeten Erbanteil als einen sich nicht von selbst realisierenden, sondern der
Verwertung bedürftigen Gegenstand. Ein Verwertungsbegehren war daher nicht von
vornherein überflüssig wie bei Pfändung baren Geldes, und es wurde auch nicht überflüssig,
wie wenn der Betrag einer gepfändeten Forderung dem Betreibungsamt während der für das
Verwertungsbegehren laufenden Frist bezahlt wird BGE 85 III 73 S. 78 ( BGE 41 III 381 ).
Die neben andern Vermögensstücken eine Liegenschaft umfassende Erbschaft blieb
ungeteilt.

E. 3
Wie auch die Erbschaft sich zusammensetzen mag, also auch wenn Liegenschaften dazu
gehören, gelten für die Stellung des Verwertungsbegehrens die für die Verwertung von
beweglichen Sachen und Forderungen aufgestellten Vorschriften des Art. 116 SchKG (Art.
8 der Verordnung über die Pfändung und Verwertung von Anteilen an
Gemeinschaftsvermögen; VVAG). Für die Gruppe 3505 war somit nach Art. 116 Abs. 1
SchKG die von der Pfändung vom 1. Oktober an laufende Jahresfrist massgebend, da innert
der Fristen der Art. 110 und 111 SchKG keine weitern Pfändungsbegehren eingingen.
Entscheidend ist somit, ob bis zum 1. Oktober 1958 ein für die Gruppe 3505 wirksames
Verwertungsbegehren gestellt wurde. Das ist entgegen der Betrachtungsweise der
Vorinstanz zu bejahen. a) Als Frau Helbling am 15. Januar 1958 die Verwertung verlangte,
war sie noch der Gruppe 3505 angeschlossen. Sie blieb es bis über den 1. Oktober 1958
hinaus und hielt ihr Verwertungsbegehren aufrecht. Gleichwohl glaubt die Vorinstanz
dieses Begehren nicht für die Gruppe 3505 berücksichtigen zu dürfen, weil die erwähnte
Gläubigerin nachträglich am 30. Oktober 1958, ohne sich darüber zu beschweren, zur
nachgehenden Gruppe 3572 versetzt wurde. Die Vorinstanz wirft zwar die Frage auf, ob
Frau Helbling sich dieser Umteilung mit Erfolg hätte wiedersetzen können (wobei ihr
Verwertungsbegehren ohne jeden Zweifel nach wie vor auch den Rekurrenten zugute
käme). Sie hält aber dafür, da Frau Helbling sich die Änderung ihrer Gruppenzugehörigkeit
gefallen liess, gelte ihr Verwertungsbegehren nun rückwirkend für die neue Gruppe und
nicht mehr für die Gruppe 3505. "Der Ausschluss von Frau Helbling aus der Gruppe 3505
zieht die zwingende Folge nach sich, dass ihr Verwertungsbegehren nicht auf diese Gruppe
bezogen werden kann" (S. 25 unten des vorinstanzlichen Entscheides). Eine solche BGE 85
III 73 S. 79 Rückwirkung zum Nachteil der in der Gruppe 3505 verbliebenen Betreibungen
der Rekurrenten ist jedoch abzulehnen. Wie mehrmals entschieden wurde, bildet die Frage
der Teilnahme eines Gläubigers an einer Pfändung, also die Bildung und Zusammensetzung
einer Pfändungsgruppe, den Gegenstand einer betreibungsamtlichen Verfügung, die der
Anfechtung durch Beschwerde innert gesetzlicher Frist ( Art. 17 SchKG ) unterliegt und
mangels rechtzeitiger Anfechtung in Rechtskraft erwächst ( BGE 50 III 133 , BGE 70 III 45
, BGE 73 III 137 ). Kann dergestalt ein wegen Verspätung unzulässiger Pfändungsanschluss
gültig werden, so muss dasselbe für den vorliegenden Anschluss der Betreibung Nr. 66935
an die Gruppe 3505 gelten, der nach Art. 281 SchKG erst an die auf den Arrestbefehl
folgende Gruppe hätte erfolgen sollen und in diesem Sinne verfrüht war. Somit kann die
Teilnahme der Frau Helbling an der Gruppe 3505 nicht als schlechthin nichtig betrachtet
werden, so dass die einer solchen Teilnahme normalerweise zukommenden
Rechtswirkungen gar nicht eingetreten wären. Fraglich ist nur, ob das Betreibungsamt auf
die formell rechtskräftige Verfügung, als es deren Unrichtigkeit nach mehr als Jahresfrist
erkannte, zurückkommen durfte (was die Vorinstanz, da Frau Helbling sich der Änderung
nicht widersetzte, offen lassen konnte, gleichwie in BGE 81 III 117 Erw. 6 offen gelassen



wurde, ob das Betreibungsamt eine zu gegebener Zeit unterbliebene Anschlussverfügung
nachholen dürfe). Wie dem auch sei, ist dem nachträglichen Ausschluss der Frau Helbling
aus der Gruppe 3505 nicht rückwirkende Kraft zum Nachteil der Rekurrenten beizumessen,
die nun wegen Ablaufes der Frist des Art. 116 SchKG nichts mehr zu deren Wahrung tun
können. Die formelle Rechtskraft des Anschlusses, wie ihn das Betreibungsamt zuerst in
provisorischem und am 18. Dezember 1957 in definitivem Sinn verfügt hatte, gab dem
Verwertungsbegehren der Frau Helbling Wirkung für die ganze Gruppe 3505, also auch für
die Rekurrenten (vgl. Art. 117 BGE 85 III 73 S. 80 Abs. 1 SchKG , namentlich den
französischen Text: "Chaque créancier peut requérir la vente pour la série dont il fait
partie"; BGE 54 III 310 ff.). Somit muss es dabei sein Bewenden haben, dass die
Verwertung, solange dieser Anschluss formell bestehen blieb, für die ganze Gruppe gültig
verlangt war, also während des ganzen Laufes der Frist des Art. 116 Abs. 1 SchKG . Es ist
nicht zu prüfen, ob bei früherem Ausschluss der Frau Helbling aus der Gruppe 3505 die
Rekurrenten Veranlassung gehabt hätten, noch vor dem 1. Oktober 1958 ein eigenes
Verwertungsbegehren zu stellen. Da Frau Helbling über diesen Zeitpunkt hinaus der
Gruppe angeschlossen blieb, brauchten die Rekurrenten nichts weiteres vorzukehren. Die
gute Treue verlangt es nun, die zu ihren Gunsten eingetretene Rechtswirkung des gültig für
die ganze Gruppe 3505 gestellten Verwertungsbegehrens fortbestehen zu lassen, nachdem
ein neues Verwertungsbegehren für diese Gruppe nicht mehr gestellt werden könnte und die
Rekurrenten auch nicht etwa die vom Betreibungsamt verfügte Versetzung der Betreibung
Nr. 66935 in eine nachgehende Gruppe - was an und für sich für sie keine Beschwerung
bedeutete - hätten anfechten können. b) Der Rekurs wäre im übrigen auch deshalb
gutzuheissen, weil die von der DAG in ihrem Schreiben an das Betreibungsamt vom 17.
September 1958 (oben B) gestellten Anträge so deutlich auf Durchführung der Verwertung
gerichtet waren, dass sie füglich als Verwertungsbegehren gelten können. Gewiss verlangte
die DAG damals nicht einfach Verwertung (um die Betreibung nun in das
Verwertungsstadium treten zu lassen), da eben ein dahingehendes Begehren für die ganze
Gruppe 3505 längst gestellt war. Sie äusserte sich aber zur Frage der Verwertungsart
bezüglich des hauptsächlich gepfändeten Erbanteils des Schuldners mit bestimmten
Anträgen, verlangte also die Verwertung dieses Pfändungsgegenstandes auf die eine oder
andere der näher umschriebenen Arten, womit ein genügendes eigenes
Verwertungsbegehren der DAG gestellt war. Dem hält die Vorinstanz zu Unrecht BGE 85
III 73 S. 81 entgegen, der Eventualantrag habe etwas Unzulässiges, nämlich die
Zwangsverwertung der Erbliegenschaft selbst, ins Auge gefasst; denn damit war die
mögliche Versteigerung des Anteilrechtes des Schuldners ( Art. 10 VVAG ) als das
Mindere zugleich verlangt. Endlich darf die DAG nicht bei ihrer Erklärung behaftet werden,
sie habe im Vertrauen auf das von Frau Helbling gestellte nicht noch ein eigenes
Verwertungsbegehren gestellt (S. 32 des angefochtenen Entscheides). Gemeint war hiebei
offenkundig nur ein dem Gesetzes- und Formulartext entsprechendes gewöhnliches
Verwertungsbegehren. Indem die DAG am 17. September 1958 eine bestimmte Art der
Verwertung gemäss Haupt- und Eventualantrag begehrte, brachte sie das Verwertungsrecht
(ebenso wie seinerzeit Frau Helbling) für die ganze Gruppe 3505 wirksam zur Geltung.
Dispositiv Demnach erkennt die Schuldbetr.- u. Konkurskammer: Die Rekurse werden
gutgeheissen, und es werden sowohl der angefochtene Entscheid wie auch die Verfügung
des Betreibungsamtes Zürich 11, 2. Abteilung, vom 27. November 1958 in dessen
Betreibungen Nr. 64 558 und 66 631 aufgehoben.
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